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PLANGENEHMIGUNG 
Ordentliches Verfahren (Art. 18 ff. EBG1) 

 
 

DAS BUNDESAMT FÜR VERKEHR (BAV) 

 

 

hat in der Angelegenheit 

Planvorlage  vom 28. September 2007 

 

betreffend 

Verlängerung Tramlinie 8: Basel Kleinhüningen - Weil am Rhein, Abschnitt Basel-Stadt 

Kanton Basel-Stadt 

 

 

I.  festgestellt: 

1.  

1.1  

 
 
 

 
 

                                                
1 Eisenbahngesetz; SR 742.101 
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4.10 Landschaft und Natur 

4.10.1 Antrag Kanton Basel-Stadt 

 Der Kanton Basel-Stadt beantragt in seiner Stellungnahme vom 4. März 2008 hinsichtlich 
der Anforderungen an Landschaft und Natur die Aufnahme folgender Auflagen in die Plan-
genehmigungsverfügung:  

1. Für die Phasen der Detailprojektierung und des Baus ist für die Belange von Natur- 
und Landschaftsschutz und Baumschutz eine ökologische Baubegleitung anzuord-
nen. Deren Pflichtenheft muss durch die Kantonale Fachstelle für Natur- und Land-
schaftsschutz und die Stadtgärtnerei, Grünplanung, Projektierung und Bau, geprüft 
und genehmigt werden. Die mit der ökologischen Baubegleitung Beauftragten haben 
den beiden Fachstellen regelmässig zu rapportieren und die relevanten Fragen zum 
Entscheid vorzulegen. 

2. Die im UVB 2. Stufe unter 5.9.3 (Seite 46 ff) vorgesehenen Massnahmen sind zulas-
ten des Projekts vollumfänglich umzusetzen, soweit sie nicht durch die nachfolgen-
den Auflagen ersetzt werden. 

3. Falls die 13 an der Südquaistrasse vis à vis Haus Nr. 14 im Bereich der Dammbö-
schung angeordneten Parkplätze nicht an einen anderen, heute versiegelten Ort 
verschoben werden können, ist innerhalb des Projekts flächengleicher Ersatz für 
den beanspruchten Böschungsteil zu schaffen. 

4. Der im Gleisareal beim Umlegen der Friedlingerstrasse und beim Bau der Abfahrts-
rampe anfallende Feinsplit ("Netstalsand, Gasparini-Mergel") ist in der Fläche E9 
wieder einzubauen (Samenbank). 

                                                
34 SR 814.680 
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5. Für die in die Betriebsphase fallende Entwicklung der Wiederherstellungs-, Ersatz 
und Ausgleichsflächen sind schon vor Abschluss der Bauarbeiten (mit Vorteil zur 
Zeit der Detailprojektierung und durch die ökologische Baubegleitung) flächenspezi-
fisch detaillierte Pflegekonzepte zu erstellen, die der Kantonalen Fachstelle für Na-
tur- und Landschaftsschutz zur Genehmigung vorzulegen sind. 

6. Es gelten die allgemeinen Verhaltensregeln bei Bauarbeiten in Grünflächen und un-
ter Bäumen, insbesondere die Vorschriften für Baumschutz auf Baustellen. 

7. Im Bereich von Bäumen darf mit den Bauarbeiten erst nach Vorliegen eines von der 
Stadtgärtnerei genehmigten Baumschutzkonzepts begonnen werden. 

8. Die Bauarbeiten im Bereich der Bäume, insbesondere die Grab- und Wiederauffüll-
arbeiten, müssen zu Lasten des Veranlassers und in frühzeitiger Rücksprache mit 
dem zuständigen Kreisbauleiter der Stadtgärtnerei von einer ausgewiesenen Baum-
pflegefirma begleitet werden. 

9. Für allfällige Schäden an Bäumen und Grünanlagen die durch Missachtung vorge-
nannter Verhaltensregeln verursacht werden, haftet der Veranlasser. Sie werden 
gemäss den letztgültigen Richtlinien der VSSG zur Berechnung von Baumschädi-
gungen, bzw. nach Aufwand dem Veranlasser in Rechnung gestellt. 

10. Die projektierte Abspannung von Mast 59 in nördlicher Richtung kommt zu nahe an 
den künftigen Baumstandort zu liegen; der Abstand muss mindestens 2.50 Meter 
betragen. Der Baumstandort und/oder die Lage der Abspannung ist deshalb zu ver-
schieben. Die Masten 66 und 68 sind zwischen den bestehenden Bäumen einzumit-
ten. 

11. Aufgrund der derzeit noch ausstehenden Detailprojekte (u.a. Werkleitungsprojekte, 
Gestaltung der künftigen Tramhaltestelle Kleinhüningeranlage) behält sich die 
Stadtgärtnerei ausdrücklich vor, zum Schutze von Bäumen und Grünanlagen zu ge-
gebener Zeit weitere Massnahmen anzuordnen. 

12. Sämtliche Kosten für den notwendigen Baumschutz gehen zu Lasten des Veranlas-
sers. 

13. Die Ausschreibung der Arbeiten sind mit der Abteilung Grünplanung/Projektierung 
und Bau abzustimmen. 

14. Vor Baubeginn ist eine Begehung der Baustelle mit der Abteilung Grünpla-
nung/Projektierung und Bau sowie dem Kreisbauleiter durchzuführen. 

15. Nach Abschluss der Bauarbeiten werden die Grünanlagen im öffentlichen Raum zu 
Lasten des Veranlassers durch die Stadtgärtnerei instand gestellt. 

16. Die sachgerechte Pflege der Wiederherstellungs-, Ersatz und Ausgleichsflächen ist 
unter besonderer Beachtung der Vegetationssukzession (Verhindern des Auftretens 
unerwünschter Pflanzen; invasive Neophyten) nach genehmigten Pflegekonzepten 
während 20 Jahren zu Lasten des Veranlassers sicherzustellen.  

17. Die Entwicklung der Vegetation muss zwingend überwacht werden (Erfolgskontrol-
le); allfälligen Fehlentwicklungen ist durch geeignete Massnahmen unverzüglich zu 
begegnen. Der Kantonalen Fachstelle für Natur- und Landschaftsschutz ist jährlich 
zu rapportieren. 

4.10.2 Stellungnahme BAFU  

In seiner Stellungnahme vom 11. März 2008 hat das BAFU den UVB zum Bereich Natur- 
und Landschaft als stufengerecht bezeichnet und die Auffassung vertreten, dass dieser eine 
abschliessende Beurteilung des Projektes ermögliche. Das BAFU stützt in seiner Eingabe an 
das BAV die vom Kanton gestellten Anträge. 

Gemäss der Einschätzung des BAFU wird im UVB hingegen der aktuelle Naturschutzwert 
der aufzuwertenden Flächen bei der Massnahmenbilanz nur ungenügend berücksichtigt. Es 
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könne daher nicht abschliessend beurteilt werden, ob das Projekt die Vorgaben von Art. 18 
Abs. 1ter NHG auch tatsächlich einhält. Das BAFU verlangt daher die Aufnahme folgender 
Auflagen in die Plangenehmigung: 

 
1. Zum Themenbereich "zu fällende Bäume und ihre Nutzung durch Vögel und Fle-

dermäuse" sowie allfällige zusätzliche Kompensationsmassnahmen sind ergänzen-
de Untersuchungen durchzuführen. 

2. Der Gesuchsteller hat zu gewährleisten, dass der Unterhalt der Massnahmen über 
einen Zeitraum von 24 Jahren gewährleistet ist. 

3. Nach Bauabschluss ist der kantonalen Fachstelle für Naturschutz und dem BAFU 
eine abschliessende Bilanz aller umgesetzten Massnahmen zur Stellungnahme zu-
zustellen. 

Als Begründung führt das BAFU an, dass sich unter den betroffenen Bäume auch geschütz-
te Arten befinden, für welche nach Art. 14 Abs. 3 der Natur- und Heimatschutzverordnung 
(NHV)35 die entsprechenden Massnahmen zu ergreifen sind, die über einen Ersatz der Bäu-
me hinausgehen, da diese die aktuelle Lebensraumfunktion erst nach einigen Jahrzehnten 
wieder erfüllen werden. Im Weiteren sei eine Unterhaltspflicht von 24 Jahren im Sinne von 
Art. 18 Abs. 1ter NHG als angemessen. Was schliesslich die Bilanzierung anbelange zeige 
die Erfahrung, dass oft nicht alle vorgesehenen Massnahmen vollständig umgesetzt werden 
könnten und zusätzliche Bemühungen nötig seien. Die geforderte Bilanz ermögliche eine ob-
jektive Umsetzungskontrolle und damit eine abschliessende Beurteilung, ob das Projekt die 
gesetzlichen Vorgaben nach erfolgter Kompensation einhalten kann. Im vorliegenden Fall 
sei dies nicht nur wegen häufig auftretender Schwierigkeiten bei der Umsetzung von vorge-
sehenen Massnahmen wichtig, sondern liefere zusätzlich den Hinweis auf allfällige weitere 
zu ergreifende Massnahmen. Damit die Massnahmenbilanz die ökologischen Rahmenbe-
dingungen vollständig einhalten könne, sei auch der qualitative Ersatz einzubeziehen (vgl. 
Leitfaden Umwelt Nr. 11, BAFU 2002). 

4.10.3 Stellungnahme Projektleitung  

Die Projektleitung hat den Anträgen des Kantons zugestimmt. Hinsichtlich der Forderung 
des BAFU bezüglich der ergänzenden Untersuchungen zum Themenbereich "zu fällende 
Bäume und ihre Nutzung durch Vögel und Fledermäuse" sowie allfällige zusätzliche Kom-
pensationsmassnahmen schreibt sie, dass damit der gängige Biotopschutz zu eigentlichen 
Artenschutzmassnahmen ausgedehnt werde. Dennoch sei man damit einverstanden, wie 
auch mit den Forderungen nach Unterhalt und Bilanzierung. 

 4.10.4 Beurteilung BAV 

Wie der UV-Bericht aufzeigt, kommt das Projekt fast ausschliesslich im städtischen Sied-
lungsraum und im Bereich bestehender Infrastrukturanlagen zu liegen. Entsprechend wer-
den von den relevanten Natur- und Landschaftswerten in erster Linie Einzelbäume, Baum-
reihen, kleinere Gehölze sowie unbestockte Vegetationsbereiche im Strassenbereich (Ru-
deralbestände und Trockenwiesenvegetation bzw. Trockenwiesen-Charakter) tangiert. Ob-
wohl teilweise kleinflächig ausgebildet, besitzen diese als Lebensraum und Vernetzungs-
element einen hohen ökologischen Wert und unterliegen den Schutzzielen von Art. 18 Abs. 
1bis NHG. Im Gebiet kommen im Weiteren Mauereidechsen sowie zahlreiche Gefässpflanzen 
der Roten Liste vor, welche nach Art. 14 Abs. 3 NHV geschützt sind. 
Hinsichtlich der Flächenbilanz kann festgehalten werden, dass für die Abschnitte Gärtner-
strasse-Hochbergerplatz und Kleinhüningeranlage die Flächenverluste verkraftbar bleiben 
respektive kompensiert werden können. Im Abschnitt Hiltalingerbrücke hingegen werden ei-
nige gut entwickelte Trockenstandorte und Wiesenflächen verschwinden. Obschon die Flä-
chenbilanz in diesem Bereich im UVB mit Ausnahme der Rubrik "Gehölzbestand" in allen 

                                                
35 NHV, SR 451.1 
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ausgeschiedenen Standorttypen positiv ausfällt, handelt es sich bei den Ersatz- und Aus-
gleichsmassnahmen lediglich um Aufwertungen bestehender Grünflächen. Den neu aufzu-
wertenden Standorten ist daher eine effektive Entwicklungspflege zukommen zu lassen. Im 
Weiteren muss für die 13 an der Südquaistrasse vis à vis Haus Nr. 14 im Bereich der 
Dammböschung angeordneten Parkplätze ein bedeutender Flächenverlust in Kauf genom-
men werden, der in eine bestehende Biotopverbundstruktur eingreift und der nur mittelbar 
aus dem Projekt der Tramlinie resultiert. 

Insgesamt schliesst sich das BAV der Beurteilung des Kantons Basel-Stadt sowie den ent-
sprechenden Forderungen des BAFU an. Das BAV erachtet die Anträge des Kantons Nr. 1, 
3, 4, 5, 7, 8, 10, 13, 14, 15, 16 und 17  als recht-, zweck- und verhältnismässig. Die Gesuch-
stellerin hat diesen zugestimmt; zwecks Sicherung dieser Anträge werden die entsprechen-
den Auflagen in die Verfügung aufgenommen. Ebenfalls als Auflage in die Plangenehmi-
gungsverfügung aufgenommen werden die vom BAFU geforderten Anliegen Nr. 1 bis 3. Die 
kantonalen Anträge Nr. 2 und 6 wiederholen dagegen lediglich die im UVB vorgesehenen 
Massnahmen (Antrag Nr. 2) respektive die ohnehin von Gesetzes wegen geltende Regelung 
(Antrag Nr. 6). Diese Anträge sind daher infolge Erledigung als gegenstandslos abge-
schrieben. Was den kantonalen Anträge Nr. 9 und Nr. 12 betrifft (Haftung nach den Richtli-
nien des VSSG36, Kosten Baumschutz), ist zu beachten, dass Haftungs- und Kostenfragen 
ebenso wenig Gegenstand des eisenbahnrechtlichen Plangenehmigungsverfahrens bilden 
wie eine vorgängige, generelle Festlegung der Haftung für allfällige künftige Ereignisse. 
Diesbezüglich ist auf die einschlägige gesetzliche Reglung zu verweisen. Auf die besagten 
Anträge des Kantons Basel-Stadt kann somit nicht eingetreten werden. Der kantonale An-
trag Nr. 11 (Möglichkeit weiterer Anordnungen von Massnahmen) schliesslich beinhaltet kei-
ne justiziable Aufforderung zu einem Tun, Dulden oder Unterlassen sondern enthält lediglich 
eine Absichtserklärung. Im vorliegenden eisenbahnrechtlichen Plangenehmigungsverfahren 
ist diese Erklärung, der das Charakteristikum einer Nebenbestimmung nicht zukommen 
kann, nicht zu hören. Auf den fraglichen Antrag wird daher nicht eingetreten. 

  

 
  

 
 

 

  

 

 

 

                                                
36 Vereinigung Schweizerischer Stadtgärtnereien und Gartenbauämter 
37 SR 742.401.6 
38 SR 814.012 
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wird im Sinne der Erwägungen mit folgenden Auflagen und Vorbehalten genehmigt. 

2. Auflagen 
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2.5.8 Landschaft und Natur 

2.5.8.1  haben für die Phasen der Detailprojektierung und des Baus für die Belange von 
Natur- und Landschaftsschutz und Baumschutz eine ökologische Baubegleitung anzuord-
nen. Deren Pflichtenheft muss durch die Kantonale Fachstelle für Natur- und Landschafts-
schutz und die Stadtgärtnerei, Grünplanung, Projektierung und Bau, geprüft und genehmigt 
werden. Die mit der ökologischen Baubegleitung Beauftragten haben den beiden Fachstel-
len regelmässig zu rapportieren und die relevanten Fragen zum Entscheid vorzulegen. 

2.5.8.2  haben zu prüfen, ob die 13 an der Südquaistrasse vis à vis Haus Nr. 14 im Bereich 
der Dammböschung angeordneten Parkplätze nicht an einen anderen, heute versiegelten 
Ort verschoben werden können. Ist dies nicht möglich, so haben    innerhalb des Pro-
jekts einen flächengleichen Ersatz für den beanspruchten Böschungsteil zu schaffen. 

2.5.8.3   haben den im Gleisareal beim Umlegen der Friedlingerstrasse und beim Bau der 
Abfahrtsrampe anfallenden Feinsplit ("Netstalsand, Gasparini-Mergel") in der Fläche E9 wie-
der einzubauen. 

2.5.8.4   haben für die in die Betriebsphase fallende Entwicklung der Wiederherstellungs-, 
Ersatz und Ausgleichsflächen vor Abschluss der Bauarbeiten flächenspezifisch detaillierte 
Pflegekonzepte zu erstellen, die der Kantonalen Fachstelle für Natur- und Landschaftsschutz 
zur Genehmigung vorzulegen sind. 
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2.5.8.5 Im Bereich von Bäumen darf mit den Bauarbeiten erst nach Vorliegen eines von der Stadt-
gärtnerei genehmigten Baumschutzkonzepts begonnen werden. 

2.5.8.6 Die Bauarbeiten im Bereich der Bäume, insbesondere die Grab- und Wiederauffüllarbeiten, 
müssen zu Lasten des Veranlassers und in frühzeitiger Rücksprache mit dem zuständigen 
Kreisbauleiter der Stadtgärtnerei von einer ausgewiesenen Baumpflegefirma begleitet wer-
den. 

2.5.8.7 Die Abspannung von Mast 59 in nördlicher Richtung muss mindestens 2.50 Meter betragen. 
Die  haben den Baumstandort und/oder die Lage der Abspannung zu verschieben. Die 
Masten 66 und 68 sind zwischen den bestehenden Bäumen einzumitten. 

2.5.8.8 Die Ausschreibung der Arbeiten sind mit der Abteilung Grünplanung/Projektierung und Bau 
abzustimmen. 

2.5.9.9 Vor Baubeginn ist eine Begehung der Baustelle mit der Abteilung Grünplanung/Projektierung 
und Bau sowie dem Kreisbauleiter durchzuführen. 

2.5.9.10 Nach Abschluss der Bauarbeiten werden die Grünanlagen im öffentlichen Raum zu Lasten 
des Veranlassers durch die Stadtgärtnerei instand gestellt. 

2.5.9.11 Die sachgerechte Pflege der Wiederherstellungs-, Ersatz und Ausgleichsflächen ist unter 
besonderer Beachtung der Vegetationssukzession (Verhindern des Auftretens unerwünsch-
ter Pflanzen; invasive Neophyten) nach genehmigten Pflegekonzepten während 20 Jahren 
zu Lasten des Veranlassers sicherzustellen. 

2.5.9.12   haben die Entwicklung der Vegetation zwingend zu überwachen; allfälligen Fehl-
entwicklungen ist durch geeignete Massnahmen unverzüglich zu begegnen. Der Kantonalen 
Fachstelle für Natur- und Landschaftsschutz ist jährlich zu rapportieren. 

2.5.9.13   haben zum Themenbereich "zu fällende Bäume und ihre Nutzung durch Vögel und 
Fledermäuse" sowie zu allfälligen zusätzlichen Kompensationsmassnahmen ergänzende 
Untersuchungen durchzuführen. 

2.5.9.14   haben sicherzustellen, dass der Unterhalt der Massnahmen über einen Zeitraum 
von 24 Jahren gewährleistet ist. 

2.5.9.15   haben nach Bauabschluss der kantonalen Fachstelle für Naturschutz und dem 
BAFU eine abschliessende Bilanz aller umgesetzten Massnahmen zur Stellungnahme zuzu-
stellen. 

2.5.9.16 Die Ausführungsplanung hat in Absprache mit der städtischen Denkmalpflege sowie der 
Stadtbildkommission Basel-Stadt zu erfolgen. 
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